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Antrag 

der Abgeordneten Rolf Schwanitz, Anni Brandt-Elsweier, Christel Deichmann, 

Dr. Marliese Dobberthien, Elke Ferner, Iris Follak, Arne Fuhrmann, Monika 
Ganseforth, Iris Gleicke, Angelika Graf (Rosenheim), Hans-Joachim Hacker, Klaus 
Hagemann, Manfred Hampel, Christel Hanewinckel, Jelena Hoffmann (Chemnitz), 
Ingrid Holzhüter, Wolfgang Ute, Barbara Imhof, Renate Jäger, Sabine Kaspereit, 
Siegrun Klemmer, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Christine Kurzhals, Dr. Uwe Küster, 
Werner Labsch, Christa Lörcher, Dr. Christine Lucyga, Dorle Marx, Markus Meckel, 
Ursula Mogg, Gerhard Neumann (Gotha), Dr. Edith Niehuis, Albrecht Papenroth, 
Margot von Renesse, Dr. Edelbert Richter, Marlene Rupprecht, Siegfried Scheffler, 
Horst Schild, Ulla Schmidt (Aachen), Gisela Schröter, Ilse Schumann, Ernst 
Schwanhold, Lisa Seuster, Wieland Sorge, Wolfgang Spanier, Jörg-Otto Spüler, 

Dr. Peter Struck, Dr. Gerald Thalheim, Wolfgang Thierse, Siegfried Vergin, 
Reinhard Weis (Stendal), Hildegard Wester, Inge Wettig-Danielmeier, Hanna Wolf 
(München), Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Neuorientierung des wirtschaftlichen Aufbau konzeptes für Ostdeutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Sieben Jahre nach der Vereinigung stehen die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung in Ostdeutschland vor einer entscheidenden 
Weichenstellung. Die wirtschaftliche Auf holj agd der neuen Länder 
gegenüber den alten Bundesländern und anderen Mitgliedslän- 
dern der EU ist praktisch zum Erliegen gekommen. Die Wachs- 
tumsraten liegen unter denen in Westdeutschland, die Investitio- 
nen gehen zurück, die Zahl der Beschäftigten erreicht vermutlich 
auch in diesem Jahr erneut einen Tiefstand, die offizielle Arbeits- 
losigkeit erreicht die 20 % -Marke. Dabei ist die Zahl der Men- 
schen, die von Arbeitslosigkeit betroffen sind, weit höher. Nach 
wie vor ist fast ein Drittel der Arbeitsfähigen in den neuen Bun- 
desländern ohne reguläre Arbeit - ein sozialer Sprengstoff, der 
auch politisch für Deutschland gefährlich werden kann. 

Dabei ist der wirtschaftliche Aufbau Ostdeutschlands alles ande- 
re als abgeschlossen. Nach wie vor kann in Ostdeutschland weder 
von einer selbsttragenden wirtschaftlichen Entwicklung noch von 
einer funktionierenden Marktwirtschaft gesprochen werden. Es 
fehlen noch ca. 1,5 Millionen Arbeitsplätze, vor allem im verar- 
beitenden Gewerbe und den produktionsnahen Dienstleistungen. 
Den Menschen in Ostdeutschland steht somit noch eine schwieri- 
ge Wegstrecke des wirtschaftlichen Aufbaus bevor. 
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Das entscheidende Problem, vor dem Ostdeutschland steht und 
das die jetzige Bundesregierung verdrängt, lautet; Das bisherige 
Bündel an wirtschafts-, finanz- und arbeitsmarktpolitischen In- 
strumenten und Hilfen garantiert keinen weiteren entscheidenden 
Fortschritt mehr beim wirtschaftlichen Aufbau in den neuen Bun- 
desländern. Wir brauchen deshalb eine Neuorientierung des wirt- 
schaftlichen Aufbaukonzeptes für Ostdeutschland. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. Ostdeutschland zum Zentrum der staatlichen Innovationspo- 
litik machen 

Zentrale wirtschaftspolitische Zielorientierung für die neuen 
Bundesländer kann nur der Aufbau eines Produktionspotentials 
mit leistungsstarken Industrie- und produktionsnahen Dienstlei- 
stungsunternehmen sein. Die neuen Bundesländer müssen zu 
einem Wirtschaftsstandort mit hoher Produktivität und hohen Löh- 
nen werden, der gestützt auf seine Innovationskraft im internatio- 
nalen Wettbewerb bestehen kann. Der Förderung von innovativen 
Unternehmen, von Forschung und Entwicklung, insbesondere der 
betriebsnahen Forschung und Entwicklung (FuE), kommt deshalb 
eine Schlüsselstellung in der nächsten Entwicklungsstufe des wirt- 
schaftlichen Aufbaus zu. Es ist deshalb notwendig: 

a) Für einen Zeitraum von 10 Jahren sind die Fördersätze für Pro- 
jekte der Industrieforschung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men in Ostdeutschland durch einen Zuschlag von 10 % auf den 
Regelsatz deutlich über die Forschungsförderung in West- 
deutschland zu stellen. 

b) Besondere Lohnkostenzuschüsse für neues Forschungsperso- 
nal in ostdeutschen kleinen und mittleren Unternehmen sind 
einzuführen. 

c) Um die einheimischen FuE-Potentiale in den neuen Bundes- 
ländern zu erhalten und aufzubauen, müssen Universitäten, 
externe Forschungseinrichtungen, innovative Technologie- 
und FuE -Dienstleistungsunternehmen mit einem mittelfristig 
kalkulierbaren Finanzierungsrahmen weiter rechnen können. 
Vor allem externe Forschungseinrichtungen brauchen weiter- 
hin eine Sockelfinanzierung, die ihnen nicht nur das Überle- 
ben ermöglicht, sondern auch die Chance gibt, sich zunehmend 
dem Wettbewerb und der Marktauslese zu stellen. Dabei soll- 
ten sie sich stärker an zukunftsorientierten, exportintensiven 
Bereichen der Wirtschaft konzentrieren. 

d) Ausschreibungsbedingungen von FuE -Förderprogrammen 
sind grundsätzlich so zu gestalten, daß ostdeutsche Unterneh- 
men gleiche Zugangschancen haben. 

e) FuE -Förderprogramme sind auch daran zu knüpfen, daß Maß- 
nahmen der Frauenforderung und zur Verbesserung der Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf für Frauen und Männer er- 
griffen werden. Mit solchen Maßnahmen wird gerade auch die 
innovative Kraft der Unternehmen gestärkt. 
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2. Die Eigenmittelausstattung besonders von innovativen Un- 
ternehmen entscheidend verbessern 

Insbesondere jungen innovativen Unternehmen macht der Man- 
gel an Eigenmitteln schwer zu schaffen, sehen sie sich doch großen 
technischen und wirtschaftlichen Risiken ausgesetzt. Fremdkapi- 
talgeber verhalten sich ihnen gegenüber besonders kritisch, weil 
sie nicht in der Lage sind, die Werthaltigkeit ihrer Investitionsvor- 
haben abzuschätzen. Die Erfolgsaussichten technologieorientier- 
ter Unternehmen sind fast nie mit den Kriterien der Darlehensi- 
cherung zu beurteilen. Insofern fallen Banken und Versicherungen 
als Finanziers von jungen High-tech-Unternehmen in aller Regel 
aus. Dies gilt im Prinzip auch für staatliche Banken. Frauen und 
Männer, die innovative Unternehmen gründen wollen, brauchen 
Kapital, das langfristig zur Verfügung steht, Anlaufverluste aus- 
gleicht, in vollem Umfang haftet und die Liquidität schont - also 
Wagniskapital. Besonders sind die Belange existenzgründender 
Frauen zu berücksichtigen. Es ist deshalb notwendig: 

a) die Bereitstellung privaten Wagnis- und Chancenkapitals zu 
unterstützen, um vor allem kleine und mittlere Unternehmen 
zu fördern und zu stabilisieren. 

b) Ferner ist die Einrichtung einer speziellen ostdeutschen Börse 
für Beteiligungskapital notwendig, die den besonderen Gege- 
benheiten ostdeutscher Unternehmen entspricht, d. h. ihrer Un- 
ternehmensgröße, ihrer besonderen Risikoanfälligkeit, ihrem 
außerordentlich hohen Finanzierungsbedarf. 


3. Vermögenspolitische Initiative Ost starten 

Angesichts der öffentlichen Investitionsförderung kann es nicht 
länger hingenommen werden, daß sich das wachsende Produktiv- 
vermögen ausschließlich in der Hand der Kapitalgeber konzen- 
triert, während Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer leer aus- 
gehen. Der wirtschaftliche Aufbau in Ostdeutschland muß endlich 
zu einer neuen Initiative zur Bildung von Produktivvermögen in 
Arbeitnehmerhand genutzt werden. Grundsätzlich sollten bei der 
Förderung alle Formen von Kapitalbeteiligungen (Mitarbeiterbe- 
teiligung, Beteiligungsgesellschaften, Tariffonds) gleichbehandelt 
werden. Sie sollten auf der Grundlage von Tarifverträgen, Be- 
triebsvereinbarungen und Einzelverträgen abgeschlossen werden 
und das Prinzip der freiwilligen Vereinbarung zwischen den Ver- 
tragsparteien beachten. Bei betrieblichen Modellen sind allerdings 
die Beschäftigten vor dem Doppelrisiko des Arbeitsplatz- und des 
Kapitalverlustes zu schützen. Es ist deshalb notwendig: 

a) einen attraktiven Förderrahmen für Investivlohnmodelle zu 
schaffen, die von den Tarifparteien dann konkret ausgestaltet 
werden können. 

b) Überbetriebliche Einrichtungen der Tarifvertragsparteien zur 
Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am 
Produktivvermögen sind in den Anlagekatalog des Vermö- 
gensbildungsgesetzes einzubeziehen. 
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c) Die Regelungen zur Überlassung von Vermögensbeteiligun- 
gen an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach § 19 a Ein- 
kommensteuergesetz sind zu verbessern. 

d) Betriebliche Kapitalbeteiligungen von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern sind im Insolvenzfall durch Bürgschaften 
und die Änderung des Insolvenzrechtes zu schützen. 

e) Das fünfte Vermögensbildungsgesetz ist mit dem Ziel zu ver- 
ändern, 

• die Einkommensgrenzen für den Anspruch auf vermö- 
genswirksame Leistungen auf 50 000 DM bzw. 100 000 DM 
anzuheben, 

• den jährliche Förderhöchstbetrag auf 1 200 DM zu erhöhen, 

• die Arbeitnehmersparzulage bei Produktivvermögensan- 
lagen auf 25 % in den neuen Bundesländern zu erhöhen. 

f) Es ist zu prüfen, ob Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
sich z.B. mit einem Mindestbetrag von 10 000 DM an der Fi- 
nanzierung ihrer Unternehmen beteiligen und bereit sind, das 
volle unternehmerische Risiko mit einzugehen, wie andere In- 
vestoren auch in den Genuß steuerlicher Präferenzen, verbil- 
ligter Darlehen und anderer Investitionszuschüsse gelangen 
sollten. 


4. Einen neuen institutioneilen Rahmen für den Aufbau Ost 
schaffen 

Das Fehlen einer zentralen Kompetenz für den wirtschaftlichen 
Aufbau in Ostdeutschland auf Bundesebene führte bei wichtigen 
Entwicklungsaufgaben zu einer absurden horizontalen (zwischen 
den einzelnen Bundesressorts und zwischen den einzelnen Län- 
dern) und vertikalen (zwischen Bund, Ländern und Kommunen, 
aber auch der EU) Aufspaltung von Entscheidungsprozessen und 
Verantwortlichkeiten. Es ist deshalb notwendig: 

a) Die unnötige Aufspaltung und Zersplitterung von Zuständig- 
keiten und Verantwortlichkeiten des Bundes beim wirtschaft- 
lichen Aufbau in den neuen Bundesländern muß beendet wer- 
den durch die Einrichtung einer „Zentralstelle Zukunft Ost" 
im Bundeskanzleramt mit einem Koordinator im Range eines 
Kabinettmitgliedes. 

b) Notwendig ist die Zusammenführung der außenwirtschaftli- 
chen Aktivitäten Ostdeutschlands auf Länder- und auf Bun- 
desebene (Bundesstelle für Außenhandelsinformationen, Ge- 
sellschaft für Investorenwerbung, Zentrum für die Betreuung 
von Auslandsinvestoren), aber auch der Wirtschaft (Ausstel- 
lungs- und Messeausschuß der Deutschen Wirtschaft, deutsche 
Auslandsmessegesellschaften) zu einer ostdeutschen Außen- 
wirtschaftsorganisation (Eastgerman External Trade Orga- 
nization). Sie soll vom Bund, von den neuen Bundesländern 
und aus dem Verkauf ihrer Serviceleistungen finanziert wer- 
den. Sie ist rechtlich und faktisch selbständig und unterhält auf 
den wichtigsten Exportmärkten Auslandsdelegiertenbüros 
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und in den neuen Bundesländern Informations- und Service- 
zentren. 

c) Es ist notwendig, daß die neuen Bundesländer eine gemeinsa- 
me Ausschreibungsagentur schaffen, um ostdeutschen Unter- 
nehmen mehr Chancen auf den öffentlichen Beschaffungs- 
märkten einzuräumen. Insbesondere kommt es auch darauf an, 
durch staatliche Nachfrage von High-tech-Produkten, z. B. im 
Bereich der Bundeswehrbeschaffungen, junge innovative Un- 
ternehmen in ihrem schwierigen Entwicklungsprozeß zu stär- 
ken. 


5. Die Wirtschaftsförderung vereinfachen 

Die Vielfalt der staatlichen Förderprogramme führt nicht selten zu 
Bürokratismus, Richtlinienwirrwarr, Antragshürden, Überschnei- 
dungen und unübersichtlichen Zugangsverfahren, die den Weg zu 
einer wirksamen Förderung verbauen. Dies gilt insbesondere für 
die neuen Länder. Den Investoren in Ostdeutschland stehen mehr 
als 500 Programme mit über 700 Einzelmaßnahmen zur Auswahl. 
Dabei gehen Schätzungen davon aus, daß mehr als 90 % aUer För- 
deranträge auf ca. 10 % der gegenwärtig bestehenden Förderpro- 
gramme entfallen. Es ist deshalb notwendig: 

a) daß sich die Bundesregierung mit den Landesregierungen und 
den Kommunen in Ostdeutschland auf ein umfassendes, trag- 
fähiges, mittelfristig angelegtes „Entwicklungskonzept Ost" 
verständigt. Dieses Entwicklungskonzept ist mit den EU-Hil- 
fen für Ostdeutschland abzustimmen. 

b) Die Vielzahl der Programme sollte zu einer kleinen Zahl von 
Sonderprogrammen mit transparenten Zugangsbedingungen 
zusammengefaßt werden. Die verschiedenen Maßnahmen zur 
Förderung von Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
könnten ebenso zu einem Sonderprogramm gebündelt werden 
wie die Förderung von Existenzgründungen, die Förderung zur 
Verbesserung der Eigenkapitalbasis der Unternehmen und die 
überregionale Absatzförderung. Die unübersichtliche auf die 
Einzelfallentscheidung bezogene Förderpolitik muß zugun- 
sten von Förderprogrammen mit klaren, nachvollziehbaren 
Konditionen zurückgeführt werden, auf die Unternehmen so 
weit wie möglich einen Rechtsanspruch haben. 


6. Jetzt eine Wachstumsinitiative Ostdeutschland umsetzen 

Angesichts der anhaltenden Wachstumsschwäche und der sich 
zuspitzenden Beschäftigungskrise in den neuen Ländern ist es an- 
gebracht, die öffentlichen und privaten Investitionen in Ost- 
deutschland aufzustocken. Es ist notwendig, daß sich Bund, neue 
Länder und Kommunen noch in diesem Jahr auf ein Investitions- 
programm verständigen, das die Infrastrukturen in den Bereichen 
Bundes-, Landes- und Gemeindeverkehrswege, Ausbau von For- 
schungseinrichtungen von Bund und Ländern, Stadterneuerung 
und Wohnumfeldverbesserungen und die Schaffung und Erhal- 
tung berufsbildender Schulen verbessert. Darüber hinaus sind 
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Maßnahmen in privaten Sektoren notwendig: Ausbau der sozia- 
len Infrastruktur, Modernisierung und Instandsetzungsmaßnah- 
men im Wohnungsbestand, Energieeinsparinvestitionen am öf- 
fentlichen und privaten Immobilienbestand. 


Bonn, den 20. April 1998 

Rolf Schwanitz 
Anni Brandt-Elsweier 
Christel Deichmann 
Dr. Marliese Dobberthien 
Elke Ferner 
Iris Follak 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Iris Gleicke 

Angelika Graf (Rosenheim) 

Hans-Joachim Hacker 

Klaus Hagemann 

Manfred Hampel 

Christel Hanewinckel 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) 

Ingrid Holzhüter 

Wolf gang Ute 

Barbara Imhof 

Renate Jäger 

Sabine Kaspereit 

Siegrun Klemmer 

Dr. Hans-Hinrich Knaape 

Christine Kurzhals 

Dr. Uwe Küster 

Werner Labsch 

Christa Lörcher 

Dr. Christine Lucyga 

Dorle Marx 


Markus Meckel 
Ursula Mogg 

Gerhard Neumann (Gotha) 

Dr. Edith Niehuis 
Albrecht Papenroth 
Margot von Renesse 
Dr. Edelbert Richter 
Marlene Rupprecht 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Ulla Schmidt (Aachen) 

Gisela Schröter 
Ilse Schumann 
Ernst Schwanhold 
Lisa Seuster 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Jörg-Otto Spiller 
Dr. Peter Struck 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Siegfried Vergin 
Reinhard Weis (Stendal) 
Hildegard Wester 
Inge Wettig-Danielmeier 
Hanna Wolf (München) 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die mit der Einheit Deutschlands verbundenen tiefgreifenden so- 
zialen, wirtschaftlichen und politischen Veränderungen haben zu 
sozialen Härten, finanziellen Kosten und ökonomischen Fehlent- 
wicklungen in den neuen Bundesländern geführt, die nicht 
zwangsläufig waren. Die Geschichte des bisherigen wirtschaftli- 
chen Aufbaus in den neuen Bundesländern kann jedoch nicht mehr 
neu geschrieben werden. 

• Die verfehlte, überhastete und konzeptionslose Privatisie- 
rungspolitik der Bundesregierung kann nicht mehr rückgän- 
gig gemacht werden. 
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• Die negativen ökonomischen Auswirkungen der weitgehend 
ideologisch bestimmten Politik „Rückgabe vor Entschädi- 
gung" können nur langsam wieder ausgeglichen werden. 

• Die Entscheidung der Regierung, die Bemessungsgrundlage 
ihrer Förderpolitik ausschließlich an den Investitionen - und 
nicht beispielsweise an der Wertschöpfung - anzusetzen, hat 
Zehntausenden von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 
vor allem im verarbeitenden Gewerbe, den Arbeitsplatz geko- 
stet. 

• Die unrealistischen Prognosen der Regierung über die 
Lebensfähigkeit vorhandener Produktionsstrukturen und die 
Perspektiven zukünftiger Produktionspotentiale haben die Ta- 
rifparteien zu überzogenen Abschlüssen verleitet. Die Ent- 
koppelung von Arbeitseinkommen und Produktivität ist zu 
einer schweren Hypothek für die weitere wirtschaftliche Ent- 
wicklung geworden. 

• Es war absehbar, daß eine an der Fremdfinanzierung orien- 
tierte Förderpolitik in der Expansionsphase neugegründeter 
Unternehmen auf Grenzen stoßen mußte und jungen techno- 
logieorientierten, innovativen Unternehmen zu wenig Chan- 
cen eröffnete, sich zu entfalten. 

So sind in den vergangenen Jahren vermeidbare Fehler gemacht 
worden, die heute nur noch zum Teil korrigiert werden können. 
Neuorientierung des wirtschaftlichen Aufbaukonzeptes kann des- 
halb nur heißen, an den vorhandenen Strukturen anzusetzen und 
neue Akzente und Anreize zu schaffen, die die derzeitige Stagna- 
tion zu überwinden helfen und dem Aufbau - unter Beachtung von 
Chancengleichheit und sozialer Gerechtigkeit - neuen Schwung 
verleihen. Im Zentrum aller Bemühungen muß die Bekämpfung 
der millionenfachen Arbeitslosigkeit stehen. Arbeitslosigkeit 
schafft eine den Menschen entwürdigende Kultur der Passivität, 
Angepaßtheit und Abhängigkeit. Millionenfach werden berufliche 
Qualifikationen entwertet oder sogar - z. B. bei Langzeitarbeitslo- 
sigkeit - zerstört. Die Kultur der Abhängigkeit schafft ein soziales 
Klima der Lähmung, der Inflexibilität, der Mutlosigkeit. Anstatt 
daß Politik alles daran setzt, die Arbeitslosen aus ihrer be- 
drückenden Lage heraus zu bringen, überlassen konservative Re- 
gierungen die Arbeitslosen ihrem Schicksal und betrachten das 
Problem der Arbeitslosigkeit hauptsächlich unter Kosten- und Fi- 
nanzierungsgesichtspunkten. Bei leeren Kassen drängen sie die 
Arbeitslosen und ihre Familien immer mehr in die Armut und be- 
schleunigen dadurch ihren sozialen Abstieg. 


Die Forderungen im einzelnen: 

Zu Nummer 1 (Ostdeutschland zu einem Zentrum der staatlichen 
Innovationspolitik machen) 

Zentrale wirtschaftspolitische Zielorientierung für die neuen Bun- 
desländer kann nur der Aufbau eines Produktionspotentials mit 
leistungsstarken Industrie- und produktionsnahen Dienstlei- 
stungsunternehmen sein. Die neuen Bundesländer müssen zu ei- 
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nem Wirtschaftsstandort mit hoher Produktivität und hohen Löh- 
nen werden, der gestützt auf seine Innovationskraft im internatio- 
nalen Wettbewerb bestehen kann. Der Förderung von innovativen 
Unternehmen, von Forschung und Entwicklung, insbesondere der 
betriebsnahen Forschung und Entwicklung, kommt deshalb eine 
Schlüsselstellung in der nächsten Entwicklungsstufe des wirt- 
schaftlichen Aufbaus zu. Im Privatisierungsprozeß der Treuhand- 
unternehmen ist praktisch die gesamte Industrieforschung in den 
neuen Bundesländern zusammengebrochen und muß gänzlich neu 
organisiert und aufgebaut werden. Die Zahl der FuE-Beschäftig- 
ten in den ostdeutschen Kombinaten ist von etwa 70 000 vor 1990 
auf weniger als 14 000 heute zurückgegangen. Zur Zeit sind - be- 
zogen auf die Zahl der Beschäftigten insgesamt - nur halb so vie- 
le Wissenschaftler im Forschungs- und Entwicklungsbereich ost- 
deutscher Unternehmen beschäftigt wie in westdeutschen 
Unternehmen. Auf mittlere Frist muß deshalb das FuE-Potential in 
ostdeutschen Unternehmen auf vergleichbare westdeutsche Wer- 
te angehoben werden, d. h. es muß von ca. 14 000 FuE-Beschäf- 
tigten auf 28 000 verdoppelt werden. Dabei ist darauf zu achten, 
daß auch in ausreichendem Maße Wissenschaftlerinnen zum Zug 
kommen. Es muß deshalb in den nächsten Jahren darauf ankom- 
men, das FuE-Potential der neuen Länder sowohl durch die An- 
werbung von Investoren von außen zu erhöhen, als auch das en- 
dogene FuE-Potential zu stärken. 

Es ist notwendig, die Forschungsinfrastruktur so zu verbessern, 
daß dadurch verstärkt innovative Unternehmen angezogen wer- 
den, die als Kristallisationskerne für unternehmerische Netzwerke 
dienen können. Wichtig ist dabei, diejenigen Forschungsprojekte 
öffentlich geförderter Forschungseinrichtungen stärker zu fördern, 
die von am Markt operierenden Unternehmen in Auftrag gegeben 
werden. 


Zu Nummer 2 (Die Eigenmittelausstattung von innovativen Un- 
ternehmen entscheidend verbessern) 

Die Gründungsphase ostdeutscher Unternehmen wurde von ei- 
nem komfortablen Netz von primär Fremdfinanzierungshilfen be- 
gleitet. Gerade wenn die Unternehmen am Markt etabliert sind, 
geraten sie aber in Schwierigkeiten, da sie nun in die Expan- 
sionsphase eintreten. Jetzt fehlen ihnen für die Aufnahme von 
Fremdmitteln dingliche Sicherheiten, die Banken von ihnen ein- 
fordern. Die viel zu schmale Eigenkapitalbasis der Unternehmen 
- fast 50 % der ostdeutschen Unternehmen verfügen über eine Ei- 
genkapitalquote von ca. 10 % - behindert nun ihr Wachstum, ob- 
wohl sie mit wettbewerbsfähigen Produkten am Markt sind. 

Insbesondere jungen innovativen Unternehmen macht der Man- 
gel an Eigenmittel schwer zu schaffen, sehen sie sich doch großen 
technischen und wirtschaftlichen Risiken ausgesetzt. Fremdkapi- 
talgeber verhalten sich ihnen gegenüber besonders kritisch, weil 
sie nicht in der Lage sind, die Werthaltigkeit ihrer Investitionsvor- 
haben abzuschätzen. Die Erfolgsaussichten technologieorientier- 
ter Unternehmen sind fast nie mit den Kriterien der Darlehenssi- 
cherung zu beurteilen. Insofern fallen Banken und Versicherungen 
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als Finanziers von jungen High-tech-Unternehmen in aller Regel 
aus. Dies gilt im Prinzip auch für staatliche Banken. Innovative Un- 
ternehmen brauchen Kapital, das langfristig zur Verfügung steht, 
Anlaufverluste ausgleicht, in vollem Umfang haftet und die Liqui- 
dität schont - also Wagniskapital. Dabei sind die Belange exi- 
stenzgründender Frauen durch besondere Förderprogramme zu 
berücksichtigen, die bestehende Benachteiligungen von Frauen 
hinsichtlich Startkapital, Eigenkapital und Risikokapital ausglei- 
chen. Die von der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend vorgelegte Untersuchung gibt hierzu einige Anre- 
gungen. 


Zu Nummer 3 (Vermögenspolitische Initiative Ost starten) 

Der kraftlose Versuch der Bundesregierung, den Neuanfang des 
Jahres 1990 für eine vermögenspolitische Initiative zu nutzen, ist 
kläglich gescheitert, ja die Bundesregierung hat in den vergange- 
nen Jahren immer wieder die ohnehin dürftigen Rahmenbedin- 
gungen für die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivver- 
mögen verschlechtert. 

Eine vermögenspolitische Initiative für die neuen Bundesländerist 
allerdings auch aus volkswirtschaftlichen Gründen dringend ge- 
boten: Die Ertragsschwäche ostdeutscher Unternehmen gibt ihnen 
nicht genügend Mittel an die Hand, um ihre Investitionen selbst 
zu finanzieren, um damit letztlich den Produktivitätsrückstand zu 
verkleinern. Der entscheidende Weg, diesem Dilemma zu entge- 
hen, ist eine rasche Erhöhung der Produktivität durch die Moder- 
nisierung des Kapitalstocks und die höhere Auslastung der bereits 
geschaffenen Kapazitäten. 

Ein weiterer wichtiger Weg ist jedoch auch die mittelfristige Sta- 
bilisierung der Arbeitskosten. Notwendig wäre deshalb eine tarif- 
politische Initiative, die wirtschaftspolitisch und gleichzeitig ver- 
teilungspolitisch den Erfordernissen des wirtschaftlichen Aufbaus 
in Ostdeutschland gerecht wird. Sie sollte den Investitionsprozeß 
der Unternehmen erleichtern und gleichzeitig die Arbeitnehmer 
an der Wachstumsdynamik des Produktivkapitals stärker beteili- 
gen. Hierbei geht es nicht um Lohnverzicht, sondern um „Kon- 
sumverzicht auf Zeit", dem mittel- und langfristig eine verbesser- 
te Einkommensituation aufgrund zusätzlicher Gewinn- und 
Zinseinkommen gegenübersteht. 

Die staatliche Förderung von Vereinbarungen über vermögens- 
wirksame Leistungen sollte sich auf die Beteiligung der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer am Produktivvermögen konzen- 
trieren. Grundsätzlich sollten bei der Förderung alle Formen von 
Kapitalbeteiligungen (Mitarbeiterbeteiligung, Beteiligungsgesell- 
schaften, Tariffonds) gleichbehandelt werden. Sie sollten auf der 
Grundlage von Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen und Ein- 
zelverträgen abgeschlossen werden und das Prinzip der freiwilli- 
gen Vereinbarung zwischen den Vertragsparteien beachten. Auf 
der Basis der von den Tarifparteien vereinbarten Lohnerhöhung 
könnten beispielsweise die Betriebsparteien festlegen, in welcher 
Form die Lohnerhöhungen verwandt werden: ausschließlich als 
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Barlohnerhöhung, für mehr Freizeit oder eben für die Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivkapital. Bei betrieblichen Model- 
len sind allerdings die Beschäftigten vor dem Doppelrisiko des Ar- 
beitsplatz- und des Kapitalverlustes zu schützen. 

Die Bereitschaft der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Be- 
teiligung am Produktivvermögen, einschließlich der Übernahme 
unternehmerischer Risiken, ist in den neuen Bundesländern deut- 
lich höher als in Westdeutschland. Allerdings wird diese Bereit- 
schaft vom Gesetzgeber nicht honoriert. So werden Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter, die bereit sind, Investitionen ihrer 
Unternehmen durch die Zuführung von Eigenmittel mitzufinan- 
zieren, von den öffentlichen Förderprogrammen - Eigenkapital- 
hilfeprogramm, ERP-Programmen, Investitionszuschüssen, Steu- 
ergutschriften - ausgeschlossen. 


Zu Nummer 4 (Einen neuen institutioneilen Rahmen für den Auf- 
bau Ost schaffen) 

Der Versuch der Bundesregierung, sich ihrer zentralen Verant- 
wortung für den wirtschaftlichen Aufbau in Ostdeutschland mög- 
lichst schnell zu entledigen, ist unverantwortlich. Die neuen Bun- 
desländer und ihre Kommunen sind heute noch nicht in der Lage, 
den wirtschaftlichen Aufholprozeß allein zu bewältigen. Der Bund 
muß auch in Zukunft den Hauptbeitrag beim wirtschaftlichen Auf- 
bau in den neuen Ländern leisten. 

Die Zentralstelle Zukunft Ost hat die Aufgabe, sämtliche den Auf- 
bau Ost betreffende Aktivitäten des Bundes zu koordinieren. Die 
Bundesressorts werden verpflichtet, alle Entscheidungen, die die 
wirtschaftliche Entwicklung betreffen, mit der Zentralstelle Zu- 
kunft Ost abzustimmen. Dies gilt insbesondere auch für die Be- 
schaffungsmaßnahmen der Ressorts. Sonderaufgaben wie z. B. die 
Beseitigung von Schäden, die die sowjetische Besatzungsmacht 
angerichtet hat, müßten hier in Kooperation mit den neuen Län- 
dern bewältigt werden. Die Zentralstelle Zukunft Ost soll zentra- 
ler Ansprechpartner für Länder und Kommunen in den neuen Bun- 
desländern, aber auch für die EU-Kommission sein. Darüber hinaus 
hat sie zusammen mit den neuen Bundesländern Außenwirt- 
schaftskontakte herzustellen und wahrzunehmen. Ziel ist es, die 
Effizienz der Fördermaßnahmen von Bund, neuen Bundesländern 
und ihren Kommunen sowie der EU zu erhöhen. 

Die Wirtschaft in den neuen Bundesländern ist regional orientiert 
und hat z. Z. noch kaum Chancen, auf internationalen Märkten Fuß 
zu fassen. So liegt der ostdeutsche Anteil am Außenhandel der 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt bei unter 3 %. Dies hat 
z. T. mit der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, 
einer zu engen und noch nicht hinreichend attraktiven Produkt- 
palette zu tun. Zum anderen, vermutlich größeren Teil, liegen je- 
doch die Probleme im Zugang zu den hart umkämpften überre- 
gionalen und internationalen Märkten. Sich dort zu etablieren, 
bedarf besonderer Anstrengungen, die ostdeutsche Unternehmen 
nicht nur wegen des hohen Finanzbedarfs, sondern auch wegen 
des fehlenden Marketing-Know-hows nicht aufbringen können. 
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Die Bundesregierung muß deshalb der Absatzförderung und der 
Anwerbung ausländischer Investoren mehr Aufmerksamkeit 
schenken. Aufgabe einer Eastgerman External Trade Organizati- 
on ist es, die exportorientierten und exportbereiten ostdeutschen 
Unternehmen systematisch und umfassend über die wichtigsten 
Exportmärkte, ihre Wachstumschancen, die jeweiligen nationalen 
Importkanäle bis hin zu Transport- und Vertriebswege, Mode- 
trends, Preisentwicklungen, Zollformalitäten u. a.m. zu informie- 
ren und zu beraten. Sie hilft dem Unternehmensmanagment sei- 
ne Know-how-Defizite im Bereich der Außenwirtschaft zu 
beseitigen. Sie organisiert selbständig Ausstellungen und Messen 
und beteiligt sich an internationalen Veranstaltungen dieser Art. 
Sie analysiert das jeweilige politische Umfeld in Hinblick auf mög- 
liche Importrestriktionen oder -erleichterungen oder auf andere 
außenwirtschaftsrelevanten Veränderungen. 

Ein weiterer zentraler Bereich von Aktivitäten der Eastgerman 
External Trade Organization ist die Anwerbung ausländischer 
Investoren. Dabei beschränkt sie sich nicht auf die bloße „Türöff- 
nerfunktion", sondern bereitet mit den dafür zuständigen Wirt- 
schaftministerien der neuen Länder und ihren Landesentwick- 
lungsgesellschaften konkrete Ansiedlungsprojekte vor und hilft 
bei der Umsetzung dieser Projekte. 

Besonders in der Beschaffungspolitik des Staates könnte mehr ge- 
tan werden. Ostdeutsche Unternehmen sind bei der Vergabe öf- 
fentlicher Aufträge nach wie vor im Hintertreffen. Während der 
Bund deutlich unter 20 % seiner Aufträge an ostdeutsche Unter- 
nehmen vergibt, liegt der Vergabeanteil der westdeutschen Kom- 
munen und Länder bei unter einem Prozent. Dabei sind die west- 
deutschen öffentlichen Hände mit 200 Mrd. DM der größte 
öffentliche Auftraggeber in der Bundesrepublik Deutschland. Der 
Bund vergibt dagegen nur Aufträge in einer Größenordnung von 
70 Mrd. DM. Hinzu kommt, daß öffentliche Aufträge an ostdeut- 
sche Firmen nur zur Hälfte in Ostdeutschland zu Wachstum und 
Beschäftigung beitragen, die andere Hälfte sorgt z. B. aufgrund 
von Vorleistungen westdeutscher Unternehmen in den alten Län- 
der für eine höhere Wertschöpfung. 


Zu Nummer 5 (Die Wirtschaftsförderung vereinfachen) 

Die Vielfalt der staatlichen Förderprogramme führt nicht selten zu 
Bürokratismus, Richtlinienwirrwarr, Antragshürden, Überschnei- 
dungen und unübersichtlichen Zugangsverfahren, die den Weg zu 
einer wirksamen Förderung verbauen. Dies gilt insbesondere für 
die neuen Länder. Den Investoren in Ostdeutschland stehen mehr 
als 500 Programme mit über 700 Einzelmaßnahmen zur Auswahl. 
Dabei gehen Schätzungen davon aus, daß mehr als 90 % aller För- 
deranträge auf ca. 10 % der gegenwärtig bestehenden Förderpro- 
gramme entfallen. Das würde bedeuten, daß 90 % der für Ost- 
deutschland aufgelegten Programme mit einem enormen 
Verwaltungsaufwand auf eine relativ bescheidene Zahl von An- 
tragstellern entfallen. Vorrangiges Ziel muß es sein, in den För- 
derdschungel klare Schneisen zu schlagen, damit die Fördermit- 
tel auch dort hinkommen, wo sie gebraucht werden. Es kann nicht 
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angehen, daß kleine und mittlere Unternehmen sich in der Viel- 
zahl von Programmen nicht zurechtfinden, während Großunter- 
nehmen in der Lage sind, virtuos auf dem Förderinstrumentarium 
zu spielen. 


Zu Nummer 6 (Wachstumsinitiative Ostdeutschland umsetzen) 

Mit ihrer Wachstums- und beschäftigungsfeindlichen Politik ver- 
schärft die Bundesregierung die wirtschaftliche Situation in 
Deutschland insgesamt, insbesondere jedoch in den neuen Bun- 
desländern. Der Versuch, in Phasen eines äußerst instabilen Kon- 
junkturverlaufs mit ausgeprägter Investitionsschwäche durch im- 
merneue Kürzungspakete, öffentliche Haushalte zu konsolidieren, 
muß zum Scheitern verurteilt sein. Diese Politik beschleunigt die 
ökonomische Krise, sie erhöht die Arbeitslosigkeit und verschärft 
damit die Finanzkrise der Gebietskörperschaften und der Sozial- 
versicherungen, die sie durch ihre Konsolidierungspolitik zu 
bekämpfen vorgibt. Damit wird das Vertrauen der Menschen in 
die Solidität deutscher Finanzpolitik beschädigt mit der Folge, daß 
Konsumenten, Sparer und Investoren in ihren Entscheidungen 
ständig verunsichert werden. 

Der wirtschaftliche Aufbau in den neuen Bundesländern wird 
durch dieses sehr schwierige gesamtwirtschaftliche Umfeld der 
Bundesrepublik Deutschland besonders hart betroffen. Zwi- 
schenzeitlich sind die wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen 
den beiden Landesteilen bereits so eng, daß eine Konjunktur- 
schwäche in Westdeutschland voll auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung in Ostdeutschland durchschlägt. In dieser schwierigen 
wirtschaftlichen und sozialen Lage verschärft die Bundesregierung 
mit ihrer Finanz-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik die Wachs- 
tumskrise in Ostdeutschland. 

• Es ist falsch, die Infrastrukturprojekte in den neuen Bundes- 
ländern auszudünnen oder - wie die Verkehrsprojekte Deut- 
sche Einheit etwa - zeitlich zu strecken. 

• Es ist falsch, die Investitionszuschüsse für private Investitionen 
und öffentliche Infrastrukturinvestitionen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" ständig und progressiv zu senken. 

• Es ist falsch, das steuerpolitische Instrumentarium in Ost- 
deutschland und die steuerliche Investitionsförderung dra- 
stisch zu reduzieren. 

Offensichtlich betrachtet die Bundesregierung das notwendige 
Förderungsvolumen für Ostdeutschland primär nur noch als Fi- 
nanzierungsmasse für ihre verfehlte Politik, aus der sie sich be- 
dienen kann. Vor allem vergreift sie sich an dem, was politisch am 
einfachsten, aber ökonomisch am sinnwidrigsten ist: an den öf- 
fentlichen Investitionen, an den Investitionszuschüssen und den 
steuerlichen Investitionshilfen. 
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